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 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatori-
alguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei 
Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Demokratische Republik Kongo, 
Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibu-
ti, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Guinea, Guyana, Haiti, Indien, Indo-
nesien, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kap 
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, 
Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marok-
ko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Paraguay, Philippinen, Russische Födera-
tion, Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Sim-
babwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, 
Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, To-
go, Trinidad und Tobago, Tunesien, Türkei, Uganda, Venezuela, Vereinigte Arabi-
sche Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, 
Vereinigte Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Albanien, Andorra, Äthiopien, Australien, Belgien, Bosnien und 
Herzegowina, Bulgarien, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Deutschland, Ecua-
dor, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, 
Georgien, Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Ju-
goslawien, Kamerun, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Monaco, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Pa-
pua-Neuguinea, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Salomonen, 
Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Tonga, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Urugu-
ay, Usbekistan, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland. 

57/188. Die Lage der palästinensischen Kinder und die 
Hilfe für sie 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes218, 

 sowie unter Hinweis auf die Welterklärung über das Über-
leben, den Schutz und die Entwicklung der Kinder und den Ak-
tionsplan zur Verwirklichung der Welterklärung über das Über-
leben, den Schutz und die Entwicklung der Kinder in den 
neunziger Jahren, die von dem am 29. und 30. September 1990 
in New York abgehaltenen Weltkindergipfel verabschiedet 
wurden219, 

 ferner unter Hinweis auf die Erklärung und den Aktions-
plan, die von der Generalversammlung auf ihrer siebenund-
zwanzigsten Sondertagung verabschiedet wurden220, 

 besorgt darüber, dass den unter israelischer Besatzung le-
benden palästinensischen Kindern nach wie vor zahlreiche 
Grundrechte vorenthalten werden, die ihnen nach dem Über-
einkommen zustehen, 

 sowie besorgt über die in jüngster Zeit eingetretene ernste 
Verschlechterung der Lage der palästinensischen Kinder in dem 

 
218 Resolution 44/25, Anlage. 
219 A/45/625, Anlage. 
220 Siehe Resolution S-27/2, Anlage. 

besetzten palästinensischen Gebiet einschließlich Ost-Je-
rusalems und über die schwerwiegenden Folgen der anhalten-
den israelischen Angriffe und Belagerungen, denen die palästi-
nensischen Städte, Dörfer und Flüchtlingslager ausgesetzt sind 
und die zu einer katastrophalen humanitären Krise geführt ha-
ben, 

 unter Verurteilung  aller Gewalthandlungen, die viele Tote 
und Verletzte gefordert haben, so auch unter den palästinensi-
schen Kindern,  

 tief besorgt über die Folgen, einschließlich der psychologi-
schen Folgen, der israelischen Militäraktionen für das gegen-
wärtige und künftige Wohl der palästinensischen Kinder, 

 1. betont, dass es dringend notwendig ist, dass die palä-
stinensischen Kinder ein normales, von ausländischer Besat-
zung, Zerstörung und Furcht freies Leben in ihrem eigenen 
Staat führen können; 

 2. verlangt, dass die Besatzungsmacht Israel bis dahin 
die einschlägigen Bestimmungen des Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes218 achtet und die Bestimmungen des 
Genfer Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten221 vollständig einhält, um das 
Wohlergehen und den Schutz der palästinensischen Kinder und 
ihrer Familien zu gewährleisten; 

 3. fordert die internationale Gemeinschaft zur Bereitstel-
lung dringend benötigter Hilfe und Dienste auf, um die kata-
strophale humanitäre Krise abzumildern, in der sich die pa-
lästinensischen Kinder und ihre Familien befinden, und zum 
Wiederaufbau der maßgeblichen palästinensischen Institutionen 
beizutragen. 

RESOLUTION 57/189 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/552, Ziffer 25)222. 

 
221 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. 
222 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arme-
nien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, Belgien, 
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bra-
silien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Däne-
mark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Eritrea, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guate-
mala, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jugoslawien, Kam-
bodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, 
Kongo, Kroatien, Kuba, Lesotho, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malta, Mauritius, Monaco, Mongo-
lei, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, Norwe-
gen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sambia, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Senegal, Simbabwe, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Süd-
afrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, Togo, Tunesien, Türkei, 
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Republik Tansa-
nia, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam und 
Zypern. 
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57/189. Mädchen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/139 vom 19. Dezem-
ber 2001 und alle einschlägigen Resolutionen, einschließlich 
der einvernehmlichen Schlussfolgerungen der Kommission für 
die Rechtsstellung der Frau, insbesondere soweit sie sich auf 
Mädchen beziehen, 

 in Bekräftigung der Gleichberechtigung von Frau und 
Mann, die unter anderem in der Präambel zur Charta der Ver-
einten Nationen, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau223 und dem Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes224 verankert ist, 

 erfreut über das Inkrafttreten der Fakultativprotokolle zu 
dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend 
die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten und 
betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 
und die Kinderpornografie225, 

 unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschiedete 
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen226, 

 erfreut darüber, dass die Generalversammlung am 10. Mai 
2002 auf ihrer Sondertagung über Kinder das Ergebnisdoku-
ment "Eine kindergerechte Welt"227 verabschiedet hat, 

 in Bekräftigung der Verpflichtungserklärung zu HIV/Aids, 
die die Generalversammlung auf ihrer sechsundzwanzigsten 
Sondertagung verabschiedete228, 

 unter Hinweis auf alle anderen einschlägigen Konferenzen 
der Vereinten Nationen, die Erklärung229 und die Aktionsplatt-
form230 von Beijing, die auf der Vierten Weltfrauenkonferenz 
verabschiedet wurden, das Ergebnisdokument der drei-
undzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frau-
en 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 
21. Jahrhundert"231 sowie die Ergebnisdokumente der jüngsten 
fünfjährlichen Überprüfungen der Durchführung des Aktions-
programms der Internationalen Konferenz über Bevölkerung 

 
223 Resolution 34/180, Anlage. 
224 Resolution 44/25, Anlage. 
225 Resolution 54/263, Anlagen I und II. 
226 Siehe Resolution 55/2. 
227 Resolution S-27/2, Anlage. 
228 Resolution S-26/2, Anlage. 
229 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlage I. 
230 Ebd., Anlage II. 
231 Resolution S-23/2, Anlage und Resolution S-23/3, Anlage. 

und Entwicklung232 und des Aktionsprogramms des Weltgipfels 
für soziale Entwicklung233, 

 in Bekräftigung des auf dem Weltbildungsforum verab-
schiedeten Rahmenaktionsplans von Dakar234, 

 unter Hinweis auf die Erklärung und den Aktionsplan, die 
auf dem vom 27. bis 31. August 1996 in Stockholm abgehalte-
nen Weltkongress gegen die gewerbsmäßige sexuelle Ausbeu-
tung von Kindern verabschiedet wurden235, und die Globale 
Verpflichtung von Yokohama 2001 begrüßend, die auf dem 
vom 17. bis 20. Dezember 2001 in Yokohama (Japan) abgehal-
tenen Zweiten Weltkongress gegen die gewerbsmäßige sexuelle 
Ausbeutung von Kindern verabschiedet wurde236, 

 sowie unter Hinweis auf die Internationale Konferenz über 
vom Krieg betroffene Kinder, die vom 10. bis 17. September 
2000 in Winnipeg (Kanada) stattfand, und bekräftigend, wie 
wichtig die Agenda von Winnipeg für vom Krieg betroffene 
Kinder237 auch weiterhin für alle von bewaffneten Konflikten 
betroffenen Kinder ist, 

 anerkennend, dass es notwendig ist, die Gleichstellung der 
Geschlechter zu verwirklichen, um zu gewährleisten, dass 
Mädchen in einer gerechten, fairen Welt aufwachsen, 

 zutiefst besorgt über die Diskriminierung von Mädchen und 
die Verletzung ihrer Rechte, was oftmals dazu führt, dass Mäd-
chen weniger Zugang zu Bildung und Nahrung sowie zu Ge-
sundheitsversorgung bei körperlichen und psychischen Krank-
heiten haben und dass sie in der Kindheit und der Jugend weni-
ger Rechte, Chancen und Vorteile als Jungen genießen und 
oftmals zu Opfern verschiedener Formen kultureller, sozialer, 
sexueller und wirtschaftlicher Ausbeutung sowie von Gewalt 
und schädlichen Praktiken wie der Tötung weiblicher Neuge-
borener, dem Inzest, der verfrühten Heirat, der vorgeburtlichen 
Geschlechtsselektion und der Genitalverstümmelung werden, 

 sowie zutiefst besorgt darüber, dass Mädchen zu den am 
schwersten betroffenen Opfern von Armut, Krieg und bewaff-
neten Konflikten gehören und aus diesem Grund ihre Fä-
higkeiten nicht voll entfalten können, 

 besorgt darüber, dass Mädchen außerdem Opfer sexuell 
übertragbarer Krankheiten und zunehmend auch des HI-Virus 
werden, wodurch ihre Lebensqualität ernsthaft beeinträchtigt 
wird und sie weiterer Diskriminierung ausgesetzt sind, 

 
232 Resolution S-21/2, Anlage. 
233 Resolution S-24/2, Anlage. 
234 Siehe Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal, 
26-28 April 2000 (Paris 2000). 
235 A/51/385, Anlage. 
236 Siehe A/S-27/12, Anlage. 
237 A/55/467-S/2000/973, Anlage. 
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 davon überzeugt, dass Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
gegenüber Frauen und Mädchen in differenzierter Weise zutage 
treten und zu den Faktoren gehören können, die für die Ver-
schlechterung ihrer Lebensbedingungen, Armut, Gewalt, mehr-
fache Formen der Diskriminierung und die Einschränkung oder 
Verweigerung ihrer Menschenrechte verantwortlich sind,  

 1. betont, dass die Rechte, die den Mädchen in allen 
Menschenrechtsübereinkünften, namentlich in dem Überein-
kommen über die Rechte des Kindes224 und dem Übereinkom-
men zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau223, gewährleistet werden, umgehend in vollem Umfang 
verwirklicht werden müssen und dass diese Übereinkünfte von 
allen Staaten ratifiziert werden müssen; 

 2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Unterzeich-
nung und Ratifikation des Fakultativprotokolls zu dem Über-
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau238 und der Fakultativprotokolle zu dem Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes225 beziehungsweise den Bei-
tritt dazu zu erwägen; 

 3. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, alle erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen und Gesetzesreformen einzulei-
ten, um sicherzustellen, dass Mädchen alle Menschenrechte 
und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt wahrnehmen 
können, wirksame Schritte gegen Verletzungen dieser Rechte 
und Freiheiten zu unternehmen und den Programmen und Poli-
tiken zu Gunsten von Mädchen die Rechte des Kindes zugrun-
de zu legen; 

 4. fordert alle Regierungen und das System der Vereinten 
Nationen nachdrücklich auf, auf bilateraler Ebene und zusam-
men mit den internationalen Organisationen und privaten Ge-
bern verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Ziele 
des Weltbildungsforums234, insbesondere die Beseitigung ge-
schlechtsspezifischer Disparitäten bei der Primar- und Sekun-
darschulbildung bis zum Jahr 2005, zu verwirklichen und zu 
diesem Zweck die Initiative der Vereinten Nationen für Mäd-
chenbildung umzusetzen, und bekräftigt die in der Millenni-
ums-Erklärung der Vereinten Nationen226 enthaltene 
diesbezügliche Verpflichtung; 

 5. fordert alle Staaten auf, Maßnahmen zur Beseitigung 
der in Ziffer 33 der Weiteren Maßnahmen und Initiativen zur 
Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Bei-
jing239 genannten Hindernisse zu ergreifen, die die Verwirkli-
chung der in der Aktionsplattform von Beijing239 festgelegten 
Ziele auch weiterhin erschweren, gegebenenfalls auch durch 
die Verstärkung der einzelstaatlichen Mechanismen für die 
Durchführung von Politiken und Programmen zu Gunsten von 
Mädchen, und in einigen Fällen die Koordinierung zwischen 
den für die Verwirklichung der Menschenrechte von Mädchen 
 
238 Resolution 54/4, Anlage. 
239 Resolution S-23/3, Anlage. 

verantwortlichen Institutionen zu verbessern, wie in den Weite-
ren Maßnahmen und Initiativen angegeben; 

 6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Gesetze zu er-
lassen und strikt durchzusetzen, die sicherstellen, dass eine Ehe 
nur bei freier und uneingeschränkter Willenseinigung der künf-
tigen Ehegatten geschlossen wird, sowie Gesetze zu erlassen 
und strikt durchzusetzen, die das gesetzliche Mindestalter für 
die Erklärung des Ehewillens und das Heiratsmindestalter fest-
legen, und letzteres gegebenenfalls anzuheben; 

 7. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, die 
Verpflichtungen zu erfüllen, die sie mit dem Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes und dem Übereinkommen über die 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau einge-
gangen sind, und die Zusage zur Umsetzung der Aktionsplatt-
form von Beijing und das Ergebnisdokument der dreiundzwan-
zigsten Sondertagung der Generalversammlung "Frauen 2000: 
Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 21. Jahr-
hundert"231 einzuhalten; 

 8. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, Gesetze zu er-
lassen und durchzusetzen, die Mädchen vor jeglicher Form der 
Gewalt und der Ausbeutung schützen, namentlich vor der Tö-
tung weiblicher Neugeborener und der vorgeburtlichen Ge-
schlechtsselektion, vor Genitalverstümmelung, Vergewaltigung, 
Gewalt in der Familie, Inzest, sexuellem Missbrauch, sexueller 
Ausbeutung, Kinderprostitution und Kinderpornografie, Kin-
derhandel und Zwangsarbeit, und altersgerechte, sichere und 
vertrauliche Programme sowie medizinische, soziale und psy-
chologische Betreuungsdienste einzurichten, um Mädchen zu 
helfen, die Opfer von Gewalt sind; 

 9. fordert die Staaten nachdrücklich auf, umfassende, 
disziplinübergreifende und koordinierte einzelstaatliche Pläne, 
Programme oder Strategien zur Beseitigung aller Formen von 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu erarbeiten, die weit ver-
breitet werden und in denen Ziele und Zeitpläne für die Umset-
zung ebenso festgelegt werden sollen wie wirksame innerstaat-
liche Verfahren für den Vollzug der Rechtsvorschriften durch 
die Schaffung von Überwachungsmechanismen unter Einbezie-
hung aller Beteiligten, namentlich auch durch Konsultationen 
mit Frauenorganisationen, unter Berücksichtigung der sich auf 
Mädchen beziehenden Empfehlungen der Sonderberichterstat-
terin der Menschenrechtskommission über Gewalt gegen Frau-
en, deren Ursachen und deren Folgen; 

 10. fordert alle Staaten sowie die internationalen und 
nichtstaatlichen Organisationen auf, einzeln und gemeinsam die 
Aktionsplattform von Beijing weiter umzusetzen, insbesondere 
die strategischen Ziele, die sich auf Mädchen beziehen, und die 
Weiteren Maßnahmen und Initiativen zur Umsetzung der Erklä-
rung und der Aktionsplattform von Beijing; 

 11. fordert die Staaten nachdrücklich auf, besondere 
Maßnahmen zum Schutz der vom Krieg betroffenen Mädchen 
zu ergreifen und sie insbesondere vor sexuell übertragbaren 



 V. Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses 

 

 389

Krankheiten wie beispielsweise HIV/Aids, vor geschlechtsbe-
zogener Gewalt, namentlich Vergewaltigung und sexuellem 
Missbrauch, vor sexueller Ausbeutung, Folter, Entführung und 
Zwangsarbeit zu schützen, unter besonderer Berücksichtigung 
von Mädchen, die Flüchtlinge oder Vertriebene sind, und bei 
der Gewährung humanitärer Hilfe und der Durchführung von 
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungs-
maßnahmen auf die besonderen Bedürfnisse der vom Krieg be-
troffenen Mädchen einzugehen; 

 12. fordert alle Staaten und die internationale Gemein-
schaft nachdrücklich auf, die Rechte des Kindes zu achten, zu 
schützen und zu fördern, unter Berücksichtigung der beson-
deren Schutzbedürftigkeit von Mädchen in Situationen vor, 
während und nach Konflikten, und fordert die Ergreifung von 
Sonderinitiativen, um allen Rechten und Bedürfnissen der vom 
Krieg betroffenen Mädchen gerecht zu werden; 

 13. fordert die Regierungen, die Zivilgesellschaft, ein-
schließlich der Medien, sowie die nichtstaatlichen Organisatio-
nen auf, die Menschenrechtserziehung sowie die volle Achtung 
und Wahrnehmung der Menschenrechte der Mädchen zu för-
dern, unter anderem durch die Übersetzung und Erstellung von 
altersgerechtem Informationsmaterial über diese Rechte sowie 
dessen Verteilung an alle Sektoren der Gesellschaft, insbeson-
dere an Kinder; 

 14. fordert die Staaten, die internationalen und die nicht-
staatlichen Organisationen auf, alle erforderlichen Ressourcen, 
Unterstützungsmaßnahmen und Bemühungen zu mobilisieren, 
um die in der Aktionsplattform von Beijing und den Weiteren 
Maßnahmen und Initiativen zur Umsetzung der Erklärung und 
der Aktionsplattform von Beijing enthaltenen Zielvorstellun-
gen, strategischen Ziele und Maßnahmen zu verwirklichen; 

 15. ersucht den Generalsekretär in seiner Eigenschaft als 
Vorsitzender des Koordinierungsrats der Leiter der Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, dafür Sorge zu tra-
gen, dass alle Organisationen und Organe des Systems der Ver-
einten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk der Verein-
ten Nationen, die Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur, das Welternährungsprogramm, 
der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen, der Entwick-
lungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, die Weltge-
sundheitsorganisation, das Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen, das Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der 
Vereinten Nationen und die Internationale Arbeitsorganisation, 
bei Landeskooperationsprogrammen im Einklang mit den ein-
zelstaatlichen Prioritäten, so auch durch den Entwicklungshilfe-
Programmrahmen der Vereinten Nationen240, einzeln und ge-
meinsam die Rechte und die besonderen Bedürfnisse von Mäd-
chen berücksichtigen; 

 
240 Siehe A/53/226, Ziffern 72-77 und A/53/226/Add.1, Ziffern 88-98. 

 16. ersucht alle Menschenrechts-Vertragsorgane, Sonder-
verfahren und sonstigen Menschenrechtsmechanismen der 
Menschenrechtskommission und ihrer Unterkommission für die 
Förderung und den Schutz der Menschenrechte, im Rahmen 
der Ausübung ihrer Mandate regelmäßig und systematisch ge-
schlechtsspezifische Aspekte zu berücksichtigen und in ihre 
Berichte Angaben über die qualitative Analyse von Verletzun-
gen der Menschenrechte von Frauen und Mädchen aufzuneh-
men, und befürwortet die Stärkung der diesbezüglichen Zu-
sammenarbeit und Koordinierung; 

 17. betont, dass es geboten ist, eine sachbezogene Bewer-
tung der Umsetzung der Aktionsplattform von Beijing unter 
dem Blickwinkel aller Lebensphasen durchzuführen, um Lük-
ken und Hindernisse im Durchführungsprozess aufzuzeigen 
und weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele der Ak-
tionsplattform auszuarbeiten; 

 18. ersucht die Mitgliedstaaten, dafür Sorge zu tragen, 
dass bei den Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von 
HIV/Aids den mit HIV/Aids infizierten und davon betroffenen 
Mädchen besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird, und dem 
Generalsekretär diesbezügliche Informationen zur Verfügung 
zu stellen, um ihm bei der Ausarbeitung des in der Verpflich-
tungserklärung über HIV/Aids228 verlangten Berichts behilflich 
zu sein, den er der Generalversammlung auf ihrer achtundfünf-
zigsten Tagung vorlegen soll. 

RESOLUTION 57/190 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 175 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und keiner Enthal-
tung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/552, Ziffer 25)241: 
 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und 
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Au-
stralien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Be-
nin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei     
Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte    
d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik 

 
241 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Ango-
la, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Belarus, 
Belgien, Benin, Bhutan, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Bulgarien, 
Burkina Faso, Burundi, China, Dänemark, Deutschland, Dschibuti, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finn-
land, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guinea-Bissau, 
Indonesien, Irland, Island, Italien, Japan, Jemen, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kongo, 
Kroatien, Lesotho, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Mada-
gaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Monaco, 
Mongolei, Mosambik, Namibia, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Nigeria, 
Norwegen, Österreich, Pakistan, Papua-Neuguinea, Philippinen, Polen, Por-
tugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Sambia, San Marino, 
Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Swasiland, Thailand, 
Trinidad und Tobago (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen, die Mitglieder der Lateinamerikanisch-karibischen Gruppe sind), 
Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam und 
Zypern. 




